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Die Frage der Menschenrechte stellt sich 
den Unternehmen bei ihren Tätigkeiten 
nicht erst seit gestern. Bereits 1976 hat 
die Organisation für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung (OECD) 
Leitprinzipien für multinationale Unter-
nehmen verabschiedet, die auch Bestim-
mungen zu Menschenrechten enthalten. 
Am 16. Juni 2011 hat der Menschen-
rechtsrat der Vereinten Nationen (Uno) 
die Uno-Leitprinzipien für Wirtschaft und 
Menschenrechte einstimmig gutgeheis-
sen. Diese Leitprinzipien sind rechtlich 
zwar nicht verbindlich, aber sie sind in-
ternational anerkannt und verankert. Sie 
stellen im Bereich Wirtschaft und Men-
schenrechte den Referenzrahmen dar. 

In den letzten Jahren ist die Bedeutung die-
ser Thematik international, regional und 
national auf der politischen Agenda nach 
oben gerückt. Angesichts der wirtschaftli-
chen Verflechtung sind die Entwicklungen 
in der EU und den Nachbarstaaten für die 
Schweiz besonders wichtig. Zahlreiche 
 europäische Länder haben in letzter Zeit 
neue nationale Gesetze erlassen. 

In der EU soll der Vorschlag der Euro-
päischen Kommission für eine Richtlinie 

über die Sorgfaltspflichten von Unter-
nehmen im Hinblick auf Nachhaltigkeit 
(Corporate Sustainability Due Diligence 
Directive, CSDDD) für Unternehmen ver-
bindliche Vorschriften bezüglich Men-
schenrechte und Umweltschutz schaffen. 
Diese Vorschriften würden für die ge-
samte Lieferkette von Unternehmen gel-
ten, die ihren Sitz in einem EU-Mitglied-
staat haben (oder dort tätig sind).

Neue EU-Vorgaben

Da die Schweiz sehr enge Handelsbezie-
hungen mit der EU pflegt (circa 50 % der 
Schweizer Exporte gehen in die EU), wer-
den die Schweizer Unternehmen, ein-
schliesslich der KMU, von dieser EU-
Richtlinie, sobald verabschiedet, eben-
falls – direkt oder indirekt – betroffen 
sein. Auch nationale Gesetze haben Aus-
wirkungen auf Schweizer Unternehmen. 
Dies zeigt das Beispiel mit Deutschlands 
Gesetz über die unternehmerischen Sorg-
faltspflichten in Lieferketten (Lieferket-
tensorgfaltspflichtengesetz, LkSG), das 
am 1. Januar 2023 in Kraft getreten ist. 
Demnach müssen grosse Unternehmen 
mit einem Sitz in Deutschland und min-

destens 3000 Beschäftigten Sorgfalts-
pflichten umsetzen, auch in ihren Liefer-
ketten. 

Ab dem 1. Januar 2024 wird das LkSG  
für Unternehmen mit mindestens 1000 
Angestellten gelten. Das bedeutet kon-
kret, dass Schweizer KMU, die Vorpro-
dukte oder Dienstleistungen für ein gros-
ses deutsches Unternehmen liefern oder 
erbringen, künftig gewisse Kriterien be-
züglich Menschenrechte und ökologi-
scher Nachhaltigkeit erfüllen müssen.

Auch in der Schweiz gelten seit dem 1. Ja-
nuar 2022 neue Sorgfaltspflichten: Dies, 
nachdem die Volksinitiative «Für ver-
antwortungsvolle Unternehmen – zum 
Schutz von Mensch und Umwelt» an  
der Urne abgelehnt wurde und der indi-
rekte Gegenvorschlag des Parlaments 
zum Zuge kam. Die neuen Bestimmun-
gen im Obligationenrecht sehen im Zu-
sammenhang mit Kinderarbeit und Mi-
neralien aus Konfliktgebieten Sorgfalts- 
und Transparenzpflichten vor. 

Was die Kinderarbeit anbelangt, sind die 
KMU allerdings von diesen Pflichten aus-
genommen. Bietet ein Unternehmen je-
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doch Produkte oder Dienstleistungen an, 
die offensichtlich unter Einsatz von Kin-
derarbeit hergestellt oder erbracht wur-
den, so untersteht es diesen Rechtsvor-
schriften auf jeden Fall, auch wenn es ein 
KMU ist. Bei Mineralien und Metallen aus 
Konflikt- oder Hochrisikogebieten wur-
den hingegen Einfuhr- und Bearbeitungs-
mengen festgelegt, bis zu denen die Un-
ternehmen von der Sorgfalts- und Be-
richterstattungspflicht befreit sind.

Unabhängig vom regulatorischen Umfeld 
erwartet der Bundesrat von allen Schwei-
zer Unternehmen – unabhängig von ihrer 
Grösse und der Branche, in der sie aktiv 
sind –, dass sie bei ihren Tätigkeiten und 
in ihren Lieferketten die Menschenrechte 
wahren. Diese Erwartungen werden im 
Nationalen Aktionsplan für Wirtschaft 
und Menschenrechte (NAP) sowie im Ak-
tionsplan zur Verantwortung der Unter-
nehmen für Gesellschaft und Umwelt 
konkretisiert. 

Mit beiden Aktionsplänen soll die Um-
setzung der Uno-Leitprinzipien für Wirt-
schaft und Menschenrechte und die 
OECD-Leitsätze für multinationale Un-
ternehmen durch die Schweizer Unter-
nehmen gefördert werden. Ziel ist es 
 insbesondere, die Unternehmen dabei  
zu  unterstützen und dazu zu ermutigen, 
menschenrechtliche und ökologische 
Sorgfaltsprüfungsverfahren einzuführen.

Gezielte Unterstützung

KMU machen über 99,5 Prozent des 
Schweizer Wirtschaftsgefüges aus und ge-
nerieren mehr als zwei Drittel (circa 67 %) 
der Arbeitsplätze. Damit sind sie als Ak-
teure für den wirtschaftlichen und sozia-
len Wohlstand des Landes unentbehrlich. 
Die – unter anderem  finanziellen und per-
sonellen – Ressourcen zahlreicher KMU 
sind indessen beschränkt, weshalb die Um-
setzung einer Sorgfaltsprüfung für diese 
komplex und kostspielig erscheinen mag.

Da sich der Bundesrat dieses Ungleich-
gewichts zwischen verfügbaren und er-

forderlichen Ressourcen bewusst ist, se-
hen seine Aktionspläne diverse Unterstüt-
zungsmassnahmen für Unternehmen und 
speziell für KMU vor. Mit diesen Mass-
nahmen will er den Austausch von guten 
Praktiken unter den Unternehmen för-
dern, Instrumente und praktische Tipps 
bereitstellen sowie Multi-Stakeholder-In-
itiativen des Privatsektors zur Stärkung 
einer verantwortungsvollen Unterneh-
mensführung unterstützen. 

So wurden beispielsweise verschiedene 
Leitfäden und Broschüren erarbeitet – da-
runter auch eine Broschüre speziell für 
KMU (www.nap-bhr.admin.ch/napbhr/
de/home/unternehmen/handlungsan-
leitungen/lignes/broschurekmu.html) –, 
um die Unternehmen für das Thema Men-
schenrechte zu sensibilisieren und ihnen 
praktische Hinweise zu geben sowie kon-
kret aufzuzeigen, wie sie Sorgfaltsprü-
fungsprozesse in die Geschäftstätigkeit 
integrieren können. Das Staatssekretariat 
für Wirtschaft Seco und das Eidgenössi-
sche Departement für auswärtige Ange-

legenheiten EDA, die beide auf Bundes-
ebene mit der Umsetzung des NAP betraut 
sind, haben mit Unterstützung verschie-
dener Partnerorganisationen zahlreiche 
Workshops und Webinare für KMU zur 
praktischen Umsetzung der menschen-
rechtlichen Sorgfaltsprüfung organisiert.

Mit Blick auf die Kinderarbeit hat der 
Bund die Übersetzung des Leitfadens für 
Unternehmen zum Umgang mit Kinder-
arbeit (https://www.nap-bhr.admin.ch/
napbhr/de/home/unternehmen/hand-
lungsanleitungen/lignes/broschurekmu.
html) der Internationalen Arbeitsorgani-
sation (IAO) in die Amtssprachen unter-
stützt, um den Schweizer KMU den Zu-
gang zu erleichtern. Eine Reihe von We-
binaren (https://www.globalcompact.
ch/child-labour-due-diligence-webinars) 
informiert zudem über die verschiedenen 
Etappen einer Sorgfaltsprüfung im Zu-
sammenhang mit Kinderarbeit.

Des Weiteren findet am 18. Oktober 2023 
im Kursaal Bern die zweite Ausgabe des 
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Schweizer Forums «Wirtschaft und Men-
schenrechte» statt. Diese Veranstaltung ist 
kostenlos und wird vom Seco und vom 
EDA in Zusammenarbeit mit dem UN 
 Global Compact Network Switzerland & 
Liechtenstein organisiert. Das Forum bie-
tet den Unternehmen einerseits einen 
Überblick über die aktuellen Entwicklun-
gen und  Herausforderungen im Bereich 
der menschenrechtlichen Sorgfaltsprü-
fung. An dererseits vereint es grosse Unter-
nehmen sowie KMU aus sehr unterschied-
lichen Branchen und dient somit als Platt-
form für den gegenseitigen Austausch von 
guten Praktiken und stärkt die Zusam-
menarbeit unter den Wirtschaftsakteuren. 

Des Weiteren bietet das Forum Plenums-
diskussionen, tiefgründige Analysen so-
wie konkrete Ansätze und Instrumente 
für Unternehmen zur Umsetzung der 
Sorgfaltsprüfung. Speziell für KMU wer-
den ausserdem zwei Workshops durch-
geführt (auf Deutsch und Französisch), 
in denen die verschiedenen Schritte einer 
Sorgfaltsprüfung praxisbezogen erläutert 
werden.

Die Sorgfaltsprüfung

Neben den positiven Auswirkungen für 
eine nachhaltige Entwicklung, kann eine 
verantwortungsvolle Geschäftsführung 
für Unternehmen auch Konkurrenz- und 
wirtschaftliche Vorteile bringen. Im Rah-
men der Sorgfaltsprüfung können Un-
ternehmen ihre Risiken besser identifi-
zieren und geeignete Massnahmen tref-
fen. Die Produktivität, Attraktivität – für 
Kon sumentinnen und Konsumenten so-
wie (künftige) Angestellte – und Kon-
kurrenzfähigkeit des Unternehmens wer-
den gestärkt. Durch eine menschenrecht-
liche Sorgfaltsprüfung lässt sich auch  
die Reputation eines Unternehmens ver-
bessern und allfällige regionale oder na-
tionale gesetzliche Anforderungen kön-
nen besser erfüllt werden.

Angesichts der Entwicklung des regula-
torischen Rahmens in Europa gewinnt die 
Einhaltung der Menschenrechte und des 

Umweltschutzes bei den direkten Ge-
schäftstätigkeiten und in den Lieferket-
ten als Voraussetzung für die Marktteil-
nahme zunehmend an Bedeutung. Der 
Bund übernimmt mit seinen Unterstüt-
zungsmassnahmen in dieser Hinsicht 
eine proaktive Rolle. 

Diese Massnahmen sollen zu einer nach-
haltigen Entwicklung und gleichzeitig 
zur Wahrung der Interessen der Schwei-
zer Unternehmen – insbesondere der 

KMU – beitragen, und zwar indem diese 
ihre Konkurrenzfähigkeit und Attrakti-
vität im aktuellen regulatorischen Um-
feld bewahren oder sogar noch steigern 
können. Als zentrale Massnahme des 
Bundes lädt das Schweizer Forum «Wirt-
schaft und Menschenrechte» 2023 die 
Stakeholder dazu ein, sich über ihre gu-
ten Praktiken auszutauschen und über 
Herausforderungen und Chancen der 
Einhaltung der Menschenrechte durch 
die Unternehmen zu diskutieren. «

Veranstaltung zum Thema

Schweizer Forum «Wirtschaft und Menschenrechte» 2023

Veranstalter: Seco und EDA in Zusammenarbeit mit  
dem UN Global Compact Network Switzerland & Liechtenstein
Ort: Bern
Zeit: 18. Oktober 2023, 9 bis 17 Uhr
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